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Abschrift 


Bonn, den 15. Dezember 1950 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und 
des Deutschen Bundesrates 
Herrn Bundestagsabgeordneten Kiesinger 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
43. Sitzung am 15. Dezember 1950 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 14. Dezember 1950 verabschiedeten 

Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
- Nrn. 1342, 1640 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes mit dem Ziele einberufen wird, § 1 Ab- 
salz 2 wie folgt zu ändern: 

„(2) Die beteiligten obersten Landesverkehrsbehörden ent- 
scheiden, soweit es sich nicht um bundeseigene Schienen- 
bahnen handelt, in Zweifelsfällen, ob und inwieweit eine 
Bahn zu den Eisenbahnen im Sinne dieses Gesetzes zu 
rechnen ist.” 

Begründung: 

Das Grundgesetz kennt Verwaltungszuständigkeiten entweder 
des Bundes oder der Länder. Es kennt keine Mischformen. 
Die Entscheidung darüber, ob und inwieweit eine Bahn zu 
den Eisenbahnen im Sinne dieses Gesetzes zu rechnen ist, 
kann also nach dem Grundgesetz nur vom Bund oder den 
Ländern getroffen werden. Da es sich im vorliegenden Falle 
um die Ausführung eines Bundesgesetzes durch die Länder 
handelt, kann die Zuständigkeit für diese Entscheidung nur 
bei den Ländern liegen. 

In Vertretung 
gez. Arnold 


Bonn, den 15. Dezember 1950 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 14. Dezember 1950 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

In Vertretung 

Arnold 
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